
 

Informationen zum Datenschutz1 für Schülerinnen, Schüler und Elternteile an 

unserer Schule 

Bei der Erfüllung des schulischen Bildungs- und Erziehungsauftrags am Gymnasium 

Lechenich werden täglich personenbezogene Daten verarbeitet und gespeichert. Jede Art 

der Verarbeitung von personenbezogenen Daten fällt unter die DSGVO/ BDSG 

(Bundesdatenschutzgesetz 2018). Bitte beachten Sie folgende Hinweise: 

1. Verantwortlich für die Datenerhebung ist der kommissarische Schulleiter Herr Dr. 

Schroeder 

2. Stellvertreter des Verantwortlichen ist NN. 

Alle verantwortlichen Personen sind über das Sekretariat der Schule erreichbar. 

3. Datenschutzbeauftragter des Rhein-Erft-Kreises findet man am besten unter 

https://www.rhein-erft-kreis.de/datenschutz.php. 

Verantwortlich ist die Stadt Erftstadt als Schulträger  

Datenschutzbeauftragte@erftstadt.de. Informationen zur Verarbeitung 

personenbezogener Daten finden Sie unter www.rhein-erft-kreis.de/datenschutz. 

4. Die zuständige Aufsichtsbehörde für den Datenschutz ist die Landesbeauftragte für 

Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen in der Kavalleriestr. 2-4 in 

40213 Düsseldorf, Tel.: 0211/38424-0, poststelle@ldi.nrw.de. Info: www.ldi.nrw.de.  

5. Kategorien der Daten, Zweck und Rechtsgrundlage der Verarbeitung 

Personenbezogene Daten von Schülerinnen, Schülern und Eltern werden zur 

Erfüllung der durch Rechtsvorschriften übertragenen Aufgaben erhoben.2  

6. Evtl. Empfänger der personenbezogenen Daten 

Ihre personenbezogenen Daten können teilweise ggf. weitergegeben werden an  

- eine aufnehmende Schule bei einem Schulwechsel: § 6 VO DV I 

- eine aufnehmende Schule oder den Schulträger bei einem Schulwechsel/Abgang 

von der Schule: § 7 VO DV I 

- die unter Gesundheitsbehörde zum Zwecke der Schulgesundheitspflege: §8 VO DV I 

- Schulaufsichtsbehörden, den Schulträger und weitere Empfänger, soweit dies zur 

Erfüllung der dortigen per Rechtsvorschrift übertragenen Aufgaben im Einzelfall 

erforderlich ist: § 120 Abs. 5 SchulG 

 
1 Gemäß Artikel 13 Absatz 1, 2 sowie Artikel 14 Absatz 1, 2 DSGVO aufgrund der Erhebung von 
personenbezogenen Daten. 
2 Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung Ihrer Daten sind: Art. 6 Abs. 1, S. 1 Buchstabe e, Abs. 3, Art. 9 Abs. 2 
Buchstabe g) EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in Verbindung mit §§ 121-122 Schulgesetzt (SchulG) 
sowie insbesondere die Verordnung über die zur Verarbeitung zugelassenen Daten von Lehrerinnen und 
Lehrern (VO DV II, einsehbar unter www.recht.nrw.de). Dieser Verordnung können Sie konkrete Daten 
entnehmen, die zur Verarbeitung zugelassen sind, sowie detailliert die jeweiligen Zweckbestimmungen. S. auch 
den Auszug aus dieser Verordnung im Anhang.  
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7. Dauer der Speicherung bzw. Kriterien für die Festlegung dieser Dauer 

Ihre Daten werden nach Maßgabe der Aufbewahrungsfristen des § 9 VO DV I 

aufbewahrt und gelöscht. (s. Anhang) 

8. Bei Erhebung personenbezogener Daten stehen Ihnen folgende Rechte zu: 

Sie haben nach Maßgabe der Artikel 15, 16, 17 und 18 EU-DSGVO gegenüber uns 

folgende Rechte hinsichtlich der Sie betreffenden personenbezogenen Daten: 

- Recht auf Auskunft, 

- Recht auf Berichtigung oder Löschung, 

- Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 

9. Widerrufsrecht bei Einwilligung 

Sollten für einzelne Verarbeitungsvorgänge Ihrer Daten Einwilligungserklärungen 

erforderlich sein und deshalb gesondert eingeholt werden, können Sie Ihre 

Einwilligung jederzeit für die Zukunft widerrufen. Die Rechtmäßigkeit der aufgrund 

der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Datenverarbeitung wird dadurch nicht 

berührt.  

10. Beschwerderecht bei der Aufsichtsbehörde 

Sie haben das Recht, bei der Landesbeauftragen für Datenschutz und 

Informationsfreiheit (s.o. Punkt 4) Beschwerde einzulegen, falls Sie der Auffassung 

sind, dass eine Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten gegen 

Datenschutzrecht verstößt.  

11. Pflicht zur Bereitstellung der personenbezogenen Daten 

Wenn Ihre personenbezogenen Daten unmittelbar bei Ihnen erhoben werden, sind 

Sie gemäß § 120 Abs. 2 Satz 1 SchulG zur Bereitstellung verpflichtet, soweit diese 

Daten zur Erfüllung der durch Rechtsvorschrift übertragenen Aufgaben der Schulen 

und Schulaufsichtsbehörden erforderlich sind. 

12. Quelle der Daten 

Wenn Daten nicht unmittelbar bei Ihnen erhoben wurden, können Sie stammen von 

- einer abgebenden Schule bei einem Schulwechsel: §§ 6, 7 VO DV I 

- von einer Schulaufsichtsbehörde, dem Schulträger oder anderen Behörden, soweit 

dies zur Erfüllung der dortigen per Rechtsborschrift übertragenen Aufgaben im 

Einzelfall erforderlich ist: § 120 Abs. 5 SchulG. 

 

Anhang: Auszug aus der Verordnung über die zur Verarbeitung zugelassenen Daten 

Schülerinnen, Schüler und Eltern (VO-DV I) vom 14. Juni 2007, geändert 

durch Verordnung vom 9. Februar 2017 (SGV. NRW. 223) 

§ 9 Aufbewahrung, Aussonderung, Löschung und Vernichtung der Dateien und Akten 

(1) Für personenbezogene Daten, die nach dieser Verordnung in Dateien gespeichert oder in 
Akten aufbewahrt werden, gelten folgende Fristen: 

 

1. Zweitschriften von Abgangs- und Abschlusszeugnissen 50 Jahren 

2. Schülerstammblätter      20 Jahren 

3. Zeugnislisten, Zeugnisdurchschriften (soweit es sich nicht  

Um Abgangs- und Abschlusszeugnisse handelt), Unterlagen 



Über die Klassenführung (Klassen- und Kursbücher), Akten 

Über Schülerprüfungen      10 Jahre 

4. alle übrigen Daten        5 Jahre 

 

Die Aufbewahrungsfristen beginnen mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Akten oder Dateien 

abgeschlossen worden sind, jedoch nicht vor Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Schulpflicht 

endet, sofern nichts anderes bestimmt ist. 

 

(2) Sind die Daten nach Absatz 1 in öffentlichen ADV-Anlagen oder auf Datenträgern gespeichert, 

gelten die Aufbewahrungsfristen entsprechend. Für in privaten ADV-Anlagen gespeicherte Daten (§ 2 

Abs. 2) beträgt die Aufbewahrungsfrist 1 Jahr. Sie beginnt abweichend von Absatz 1 mit Ablauf des 

Kalenderjahres, in dem die Schülerin oder der Schüler von der Lehrerin oder dem Lehrer nicht mehr 

unterrichtet wird. 

(3) Akten und Dateien, deren Aufbewahrungsfristen abgelaufen sind, sind mit Ausnahme der Dateien 

nach § 2 Abs. 2 dem zuständigen Archiv zur Übernahme anzubieten. Akten und Dateien, die nicht 

durch ein Archiv übernommen werden, sind zu vernichten oder zu löschen. 

(4) Zur Führung der Schulchronik (Daten zur Schulgeschichte) dürfen Schulen die folgenden 

personenbezogenen Daten von Schülerinnen und Schülern zeitlich unbefristet verwenden: 

 1. Name, Geburtsname, Vorname, Geschlecht 

 2. Geburtsdatum, Geburtsort, Geburtsland 

 3. Anschrift 

 4. Daten über die Dauer des Besuchs der Schule. 

 

Stand: August 2023 

 

 

 

 

 

 


